
¥ München (dpa). Die steigenden Ölpreise treiben auch die Kos-
ten für den Sprit an Deutschlands Zapfsäulen wieder nach oben.
Die Preise kletterten nach einem Rückgang in der vergangenen Wo-
che in den letzten Tagen teils kräftig. Nach Berechnungen des
ADAC kostete der Liter Superbenzin im bundesweiten Schnitt am
Dienstag 1,418 Euro, 3,2 Cent mehr als in der Vorwoche. Diesel
wurde um 4,2 Cent teurer und kostete 1,226 Euro.

VON JAN RÖßMANN

¥ Bielefeld. Viele ostwestfäli-
sche Unternehmer fasziniert
der Gedanke, in der größten
Volkswirtschaft der Welt Ge-
schäfte zu machen. Doch rund
zwei Drittel der deutschen Fir-
men scheitern bei dem Ver-
such, ihre Produkte auf dem
US-Markt zu etablieren. Mit
der neunten Internationalen
Begegnungswoche zum Thema
USA will die Industrie- und
Handelskammer das Risiko mi-
nimieren – das erst kürzlich
sprunghaft anstieg.

Die Vereinigten Staaten sind
Deutschlands drittwichtigster
Handelspartner. Nur nach
Frankreich und in die Nieder-
lande führen hiesige Firmen
mehr Waren aus. Obwohl der
Wirtschaftsriese kürzlich einge-
knickt ist: Die Exporte aus Nord-
rhein-Westfalen in die USA gin-

gen 2009 um mehr als 20 Pro-
zent zurück, und auch die Im-
porte in das einwohnerstärkste
deutsche Bundesland schrumpf-
tenum 17,5 Prozent auf4,8 Milli-
arden Euro. „Sie schwächelnder-
zeit, üben aber immer noch eine
Riesenfaszination aus“, sagt der
stellvertretende IHK-Chef Ha-
rald Grefe.

VieledeutscheFirmen sind be-
reits aktiv im flächenmäßig dritt-
größten Staat der Erde: Rund
3.400 Unternehmen mit deut-
schen Beteiligungen von mehr
als50 Prozent sind indenUSA tä-
tig. Aus Ostwestfalen mischen
etwa 500 Unternehmen vor Ort
mit, davon 200 gar mit einem ei-
genen Tochterunternehmen
oder einer Produktionsstätte.

Doch seit der Finanz- und
Wirtschaftskrise ist das US-Ge-
schäft schwieriger geworden.
„Viele Unternehmen haben das
Land Richtung Mexiko oder
China verlassen“, sagt Grefe.

Doch das Potenzial sei noch im-
mer riesig: „Für Exporteure
wirkt der derzeit schwache Euro
wie Rückenwind. Außerdem ha-
ben die Amerikaner Stehauf-
männchen-Qualitäten.“

Deshalb will die IHK ostwest-
fälischen Unternehmen den Ein-
stieg in den US-Markt erleich-
tern – mit der neunten Interna-
tionalen Begegnungswoche. Ex-
perten sprechen bei der IHK Bie-
lefeld, im Ravensberger Park
oder im Herforder MARTa-Mu-
seum über die Fallstricke bei In-
vestitionen, Unterschiede der
Bundesstaaten oder das Logistik-
management im US-Geschäft.
Themen sind auch das amerika-
nische Lebensgefühl sowie Un-
terschiede im Rechtssystem.
„Die IHK-Welt blickt mit Neid
nach Bielefeld“, sagt Grefe über
die Begegnungswoche. Die Ver-
anstaltung sei nahezu einzigar-
tig. Die Handelskammer rech-
net mit 1.000 Besuchern. Die

sechsstelligen Kosten für die In-
formationstage tragen 53 Spon-
soren. Mitgliedsbeiträge wendet
die Kammer nicht auf. Dennoch
konnten IHK-Mitglieder das
Thema wählen. Bei einer On-
line-Befragung entschieden sich
mehr als 200 der 500 Wählen-
den für die USA – und verwiesen
so Großbritannien und Viet-
nam auf die hinteren Plätze.

Auch über die zehnte Interna-
tionale Begegnungswoche im
kommenden Jahr wurde bereits
abgestimmt. Im Juni 2011 sollen
sich die Vorträge und Gespräche
um den Markt der ASEAN-
Gruppedrehen, zehn südostasia-
tische Staaten mit Sitz in der in-
donesischen Hauptstadt Ja-
karta. Harald Grefe ist damit
sehr zufrieden, denn den bisheri-
gen Besucherrekord stellte die
IHK mit einem anderen asiati-
schen Wirtschaftsraum auf: Für
China interessierten sich vor
sechs Jahren 1.900 Besucher.

Wenn angesichts der größ-
ten Umweltkatastrophe

seit Menschengedenken Ka-
lauer noch erlaubt wären,
dann müsste man sagen: Die
Nachricht, dass es BP jetzt an
den Kragen geht, geht uns run-
ter wie Öl. Tag für Tag schie-
ßen drei Millionen Liter Öl ins
Meer, 35 Liter pro Sekunde –
seit sechs Wochen.

Längst ist das für den Kon-
zern nicht nur ein Imagever-
lust, sondern ein existenzbe-
drohender finanzieller Scha-
den. Die Aufräumarbeiten
könnten zehn Milliarden Dol-
lar kosten, der Wert des Unter-
nehmens ist um 70 Milliarden

Dollar gesunken. Und dabei ist
die Klagewelle gegen den Um-
weltverschmutzer noch gar
nicht angelaufen. Keine Frage:
BPwackelt, die zur Schau getra-
gene Hilflosigkeit ist Gift für
die Investoren.

Wenn diese Botschaft ver-
standen ist, wenn Konzerne
wie BP begreifen, dass sie
durch ihr rücksichtsloses Ge-
winnstreben nicht nur der Um-
welt, sondern auch sich selbst
schwersten Schaden zufügen,
ist dann die Hoffnung erlaubt,
dass sich eine solche Katastro-
phe niemals wiederholt?

Benzinpreiseziehenwiederkräftigan

¥ Athen (rtr). Die griechische Regierung beginnt mit dem milliar-
denschweren Verkauf ihres Tafelsilbers, um Geld in die leeren
Staatskassen zu spülen und damit Forderungen der Euro-Zone und
des Internationalen Währungsfonds nachzukommen. Die Regie-
rung will 49 Prozent an der staatlichen Eisenbahngesellschaft OSE
und 39 Prozent an der Post veräußern. Die Anteile am Telekomkon-
zern OTE und an dem Versorger PPC bleiben aber in Staatshänden.

¥ Ingolstadt (apn). Audi will den A 2 wiederbeleben. Das neue Mo-
dell solle in der Tradition des 2005 ausgelaufenen A 2 stehen, sagte
Audi-Sprecherin Esther Bahne. „Das soll ein Auto für die großen
Metropolen werden, also leicht und möglicherweise mit Elektroan-
trieb.“ Der A 2 solle zwischen dem neuen Einsteigermodell Audi
A 1 und dem A 3 angesiedelt werden. Der erste Audi A 2 lief von
1999 bis 2005 und wurde rund 175.000-mal verkauft.

GriechenlandverkauftTafelsilber

AudihauchtA2neuesLebenein

M E I N U N G S - B Ö R S E

¥ Berlin (rtr). Die Bundesregie-
rung will der EU bei der Eindäm-
mung gefährlicher Finanzmarkt-
spekulationen Beine machen.
Das Kabinett verabschiedete das
umstrittene Gesetz zum Verbot
ungedeckter Leerverkäufe, mit
denen auf fallende Kurse von Ak-
tien und Staatsanleihen gewettet
werden kann. Bundesfinanzmi-
nister Wolfgang Schäuble
(CDU) sagte, Ziel des deutschen
Alleingangs sei nicht, Europa zu
schwächen, sondern Entschei-
dungen voranzubringen. Die
Bundesregierung hatte von den
Partnern in der EU für das Leer-
verkaufsverbotheftige Kritik ein-
stecken müssen. Der zentrale
Vorwurf lautet, der Alleingang
könne an den international aus-
gerichteten Märkten keine Wir-
kung entfalten und erschwere
eine gemeinsame Regulierung.
Auch die Finanzmärkte hatten
sichüber den Vorstoß irritiert ge-
zeigt. Das Gesetz wird nun von
Bundestag und Bundesrat bera-
ten und soll möglichst vor der
Sommerpause Mitte Juli in
Kraft treten.

WilderWesteninWestfalen
Internationale Begegnungswoche: IHK will Einstieg in den US-Markt erleichtern

Gerhard Weber (69), Chef der Gerry We-
ber AG, steht am Freitag, 4. Juni, 18 Uhr,
im Mittelpunkt der Reihe „Macher in
NRW“ auf RTL. Weber verrät, wieso seine
„Fummel von der Stange“ in der Wirt-
schaftskrise Gewinne einfahren, warum er
weiß, was Frauen wollen, und was er Steffi
Graf verdankt. Die Langversion erscheint
im Internet, www.rtl-west.de. FOTO: FRÜCHT

¥ Taipeh (rtr/dpa). Nach einer
Selbstmordserie unter seinen Fa-
brikarbeitern in Südchina er-
höht der iPhone-Hersteller Fox-
conn die Löhne stärker als bis-
lang geplant. Die Fließbandar-
beiter in dem Werk in Shenzhen
würden mit sofortiger Wirkung
30 Prozent mehr Geld erhalten,
teilte der taiwanische Mutter-
konzernFoxconns, Hon HaiPre-
cision Industry, mit.

Ein Unternehmenssprecher
in Taipeh sagte nach taiwanesi-
schen Medienberichten, die
Lohnerhöhung von monatlich
900 auf 1.200 Yuan, umgerech-
net 143 Euro, gelte ab sofort. Bis-
lang war ein Aufschlag von mehr
als20 Prozent im Gespräch gewe-
sen. Das Unternehmen hoffe, da-
mit den Respekt der Arbeiter zu
gewinnen und die Effizienz zu
steigern. Außerdem spiegele der
Schritt die gestiegenen Lebens-
haltungskosten wider.

Bei Foxconn hat es seit Jahres-
beginn zehn Selbstmorde gege-
ben. Die Ereignisse haben ein
Schlaglicht auf die Arbeitsbedin-
gungen vor Ort geworfen. Gro-
ße Konzerne wie Apple, Hew-
lett-Packard oder Dell lassen bei
Foxconn zu geringen Kosten
produzieren. Apples hochprei-

sige Geräte wie das iPhone oder
das iPad werden auch dort herge-
stellt. In seiner ersten öffentli-
chen Stellungnahme zu den
Selbstmorden bei Foxconn
drückte Apple-Chef Steve Jobs
sein Bedauern aus. Die Todes-
fälle seien beunruhigend, sagte
er bei einer Technologieveran-

staltung in Kalifornien. Er be-
kräftigte, dass sein Unterneh-
men eigene Ermittlungen an-
stelle. Zu der Selbstmordserie
unter den 400.000 Beschäftigten
in Shenzhen sagte der Apple-
Chef gleichwohl: „Die Rate ist
niedriger als in den USA, aber es
ist immer noch beunruhigend.“

Er legte aber Wert auf die Fest-
stellung, dass die Fabrik kein
„Ausbeuterunternehmen“ sei.
„Es ist eine schwierige Situation.
Wir versuchen jetzt erst einmal,
die Situation zu verstehen, be-
vor wir herangehen und sagen,
wir haben die Lösung.“

Die Gründe für die Selbst-
mordesind nach Ansicht von Ex-
perten nicht allein in den gerin-
gen Löhnen zu finden. Auch die
Lebensumstände und die soziale
Isolation der Wanderarbeiter,
die auf dem Fabrikgelände
fernab der Heimat leben und in
Schichten rund um die Uhr ar-
beiten, spielen eine Rolle. Exper-
ten schätzen den Durchschnitts-
lohn für Arbeiter in Shenzhen
auf derzeit 120 Euro im Monat.
„In Shenzhen, wo die Foxconn-
Fabrik steht, ist ein Grundlohn
von 240 Euro im Monat absolut
nötig“, sagte Geoffrey Crothall
vom China Labour Bulletin.

Beim Autobauer Honda Mo-
tor legten chinesische Arbeiter
tagelang die Produktion lahm.
„Ausländische Investoren sind
von einer falschen Sicherheit ein-
gelullt worden, nämlich dass es
in China eine gefügige Arbeiter-
schaft gibt“, sagte Volkswirt Ar-
thur Kroeber von Dragonomics.

Steve Jobs (55), Apple-Chef, hat Spekula-
tionen zurückgewiesen, nach denen er
Google vom iPhone verbannen wolle.
Apple habe auch keine Pläne, selbst ins
Suchmaschinen-Geschäft einzusteigen.
Die einstigen Partner Apple und Google
beharken sich seit Monaten. Das Fass zum
Überlaufen brachte Googles Vorstoß auf
den Smartphone-Markt. FOTO: DPA

SymbolederVereinigtenStaaten: Die Freiheitsstatue in New York, das Kapitol in Washington, D. C., und die US-Flagge mit Sternen und Streifen. FOTOMONTAGE: IHK

¥ Bei der neunten Internatio-
nalen Begegnungswoche der
IHK Ostwestfalen vom Mon-
tag, 14. Juni, bis Donnerstag
17. Juni, geben 72 Referenten
Tipps zum US-Markt. Los
geht es am14. Juni um 11 Uhr
in den Räumen der IHK Ost-
westfalen an der Elsa-Bränd-
ström-Str. 1 bis 3 in Bielefeld.
Dort sprechen der Botschaf-
ter der Vereinigten Staaten,
Philip D. Murphy, und der
Deutsche Botschafter in den
Vereinigten Staaten, Klaus
Scharioth, über „Die USA
und Deutschland – zwei
starke Wirtschaftspartner“.

Das vollständige Pro-
gramm finden Sie unter:
www.ostwestfalen-meets.
com. Einige Veranstaltungen
sind kostenpflichtig. Anmel-
dungen bei Sascha Cosentino
von der IHK, Tel. (05 21)
5 54-1 98. E-Mail: s.cosen-
tino@bielefeld.ihk.de.

FoxconnerhöhtdieLöhne
Apple-Chef verteidigt chinesischen Zulieferer: „Fabrik kein Ausbeuteunternehmen“

Ölkatastrophe

Gift für Investoren
S T E F A N S C H E L P

¥ Minden (lkp). Das Verwal-
tungsgericht Minden hat die
Klage der Unternehmerin Ute
Twelenkamp aus Bielefeld ge-
gen Beitragserhebung und
Pflichtmitgliedschaft in der IHK
abgewiesen.

Zuvor hatte die IHK Aus-
kunft über die Höhe ihrer Rück-
lagen geben müssen. Die offene
Frage der Rücklagen hatte in der

ersten mündlichen Verhand-
lung die überraschende Verta-
gung der VII. Kammer zur Folge
gehabt. IHK-Geschäftsführer
Heiko Gellmann hatte darauf-
hin bereits in der schriftlichen
Stellungnahme ausgeführt, dass
von 20 Millionen Euro Rücklage
fast acht Millionen auf Pensions-
rücklagen entfielen. „Ich bin ein
bisschen erschrocken“, sagte

dennoch Dominik Storr, Rechts-
anwalt der Kammerverweige-
rin. Der Jurist erklärte, die Rück-
lagen seien derart hoch, wie es
nur von Stiftungen bekannt sei.
Ute Twelenkamp versicherte,
sie könne es mit ihrem Gewissen
nicht vereinbaren,einer Zwangs-
vereinigung, die in einer Demo-
kratie überholt sei, Gelder zur
Verfügung zu stellen. „Ich brau-

che die Kammer nicht, und die
Kammer braucht mich nicht.“
Richter Kaiser wies die Klage ab.
Er stellte fest, dass das Bundes-
verfassungsgericht die Verfas-
sungsgemäßheit bereits 1962
und zuletzt 2001 festgestellt
habe. Die Klägerin will in die Be-
rufung gehen. Falls nötig, solle
Verfassungsbeschwerde einge-
legt werden.

Spekulanten:
BerlinwillBrüssel
zum Jagen tragen

¥ New Orleans (rtr). DieUS-Re-
gierung hat zivil- und strafrecht-
liche Ermittlungen gegen den
Energiekonzern BP wegen der
Ölkatastrophe im Golf von Me-
xiko eingeleitet. Die Regierung
sei dazu per Gesetz verpflichtet,
sagte US-JustizministerEric Hol-
der nach einem Treffen mit
Staatsanwälten. „Unsere Um-
weltgesetze sind sehr eindeutig.“
Bundesbehörden wie das FBI
nähmen an der Untersuchung
teil. Die Staatsanwälte hätten
eine „ausreichende Basis“ für Er-
mittlungen. Die USA wollten
akribisch vorgehen. „Wir wer-
den nicht eher ruhen, bis wir Ge-
rechtigkeit haben“, so Holder.

Bei den Ermittlungen könnte
es nicht nurBP an den Kragen ge-
hen. So betrieb Transocean die
Bohrplattform „Deepwater Ho-
rizon“,deren Explosion die Kata-
strophevor einigen Wochen aus-
gelöst hatte. Halliburton war für
Zementarbeiten an dem Bohr-
loch verantwortlich. Cameron
International lieferte die Vor-
richtung, die ein unkontrollier-
tes Austreten verhindern sollte.

BP droht im Extremfall eine
Strafe von bis zu 4.300 Dollar
pro ausströmenden Barrel – ab-
hängig davon, ob nach Ansicht
der Richter grobe Fahrlässigkeit
im Spiel war. Damit könnte sich

die Rechnung für BP schnell auf
mehrere Milliarden Dollar be-
laufen– allein fürdas bislang aus-
getretene Öl wären rund drei
Milliarden Dollar Strafe fällig.

Schon aktuell summieren
sich die Kosten für BP nach eige-
nenAngaben auf knapp eineMil-
liarde Dollar. Sollten erst Entlas-
tungsbohrungen den Ölfluss
stoppen können, rechnet Kon-
zernchef Tony Hayward mit
drei Milliarden Dollar. Ein BP-
Insider räumte jedoch ein: „Nie-
mand weiß, wie hoch die Ge-
samtkosten sein werden.“ Ana-
lysten von Credit Suisse bezif-
fern allein die Aufräumarbeiten
auf bis zu 10 Milliarden Dollar.

Der bislang steinreiche Gi-
gant verdiente in guten Zeiten
rund 60 Millionen Dollar pro
Tag. Nun könnte er zur Beute
für eine Übernahme werden.
Vor der Explosion auf der Bohr-
insel „Deepwater Horizon“ vor
sechs Wochen war BP gemessen
am Marktwert die größte briti-
sche Firma. Seitdem ist der Wert
um 35 Prozent oder 70 Milliar-
denDollar geschmolzen. Mit we-
niger als 140 Milliarden Dollar
ist BP nur noch halb so viel wert
wie Exxon und kleiner als Royal
Dutch Shell. Aktienhändler fra-
gen sich, ob die Aktie langfristig
wertlos wird. ¦ Meinungs-Börse

Chinesische Arbeiter forderten nach Selbstmorden: „Beendet die
Blut-Fabriken, kehrt zu einer glücklichen Gesellschaft zurück.“ FOTO: AFP

Botschafter
inBielefeld

¥ Brüssel (apn). Die EU-Kom-
mission will die einflussreichen
Ratingagenturen unter die Kon-
trolle einer europäischen Be-
hörde stellen. Eine zentrale Auf-
sicht und empfindliche Strafen
bei Regelverstößen sollen die Bo-
nitätsprüfer zügeln, wie EU-Re-
gulierungskommissar Michel
Barnier erklärte. Zudem soll das
Quasi-Monopol der drei markt-
führenden Agenturen durch
mehr Wettbewerb gebrochen
werden.

P E R S Ö N L I C H
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